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Friedensnot und Streiks ohne Ende
Keueſte Tagesnachrichten

Die preußiſche Staatsregierung nimmt
in einem Aufruf Abſchied von den aus Preußen aus
ſcheiden den Staatsbürgern.

Die Regierungspräſidenten von Weſtpreußen und Poſen haben Abſchiedskund-
gebungen erlaſſen.

Sonnabend traf in Danzig ein Vorkom-
mando polnſicher Offiziere ein, geſtern nachmittag die
polniſche Militärkommiſſion, um mit der
hieſigen Befehlsſtelle über die Räumung Weſt
preußens zu unterhandeln. Ueber die Räumung
Danzigs wird nicht mit den Polen, ſondern
mit der Entente verhandelt.

Die Nationalverſammlung nimmt morgen
wieder ihre Tätigkeit auf. Es ſoll in der Leſung des Be
triebsrätegeſetzes fortgefahren werden.

Die Regierung der Vereinigten Staaten hat
formell mitgeteilt, daß die Be

dingungen des Waffenſtillſtandes' für die
Beziehungen zwiſchen den Vereinigten Staaten und

Deutſchland maßgebend ſind.

England, Frankreich und Jtalien haben
die neuen Geſchäftsträger für Berlin ernannt.

Wie der baltiſche Preſſedienſt meldet, werden die aus
Rußland zurückkehrenden deutſchen Kriegsgefange-

nen von den Letten im Lager Wolzar zurückgehalten und
unwürdig behandelt.

S aatsbankerott nnd wiederaufbau

Jn der geſtrigen Ausgabe der „Saalezeitung“ be
ſchäftigt ſich ein mit th. unterzeichneter Artikel, hinter dem
wir den demokratiſchen Parteiſekretär J. Dornblüth ver

muten, mit dem Vortrage von Richard Kunze über den
Staatsbankerott. Wenn der Artikel aus dem Vortrage
folgern zu können glaubt, daß die Deutſchnationalen den
Zuſammenbruch wollen, ſo greift er mitiſamt ſeinem Urteilgründlich daneben. Genau ſo abwegig ſind auch die Be

hauptungen des demokratiſchen Vereins in Halle, die ſie an
den Anſchlagſäulen propagieren, daß die Deutſchnationalen
durch den Vortrag Kunze gezeigt hätten, was ſie tun wür
den, wenn ſie zur Regierung kämen: nämlich niederzureißen
und ein allgemeines Chaos zu ſchaffen. Der „Saale-
zeitungs“-Artikel ſowohl wie die Parteileitung der Halle
ſchen Demokraten gehen aber an dem Kern des Kunzeſchen
Vortrages vorüber, was pſychologiſch begreiflich iſt. Denn
Kunze ſprach Wahrheiten aus, die man in jenen Kreiſen
als Ausgeburt von Ketzerei betrachtet, und über die man
wohl weidlich ſchimpft, die man aber den breiten Maſſen

nſeres Die Quinteſſenz desKunzeſchen Vortrages war die Forderung nach Be
frei ung des deutſchen Volkes aus den Feſſeln des inter
nationalen Kapitalismus. Dieſe Befreiung iſt die Vorbe-
Angung für den Wiederaufbau unſeres Staates.
Daß dieſe Befreiung nur für eine dünne Oberſchicht ge
fährlich iſt, für die breiten Maſſen aber, etwa 99 Prozent
der Bevölkerung, nur Schäden bringt, die zwar infolge
demokratiſcher Agitation im Augenblick ungeheuerlich er
ſcheinen, in Wirklichkeit aber eine Erlöſung bedeuten wür-
den, wird von demokratiſcher Seite wohlweislich ver-
ſchwiegen. Wie der Wiederaufbau unſeres Staates
ausſieht, für den die Deutſchnationale Volkspartei arbeitet,
das hat ihr Vorſitzender, Staatsminiſter a. D. Herght,
in ſeinem bekannten „Ordnungsprogramm“ ausführlich
dargelegt. Das beabſichtigt auch der Halleſche Deutſch
nationale Volksverein durch die Vortragsreihe „Deutſcher
Morgen weiteren Kreiſen zur Kenntnis zu bringen. Wenn
die Parteileitung der Halleſchen Demokraten und die Ver
treter ihrer Preßorgane den erſten in dieſem Zyklus ge
haltenen Vortrag von Dr. Schiele über Sozialpolitik am
vergangenen Sonntag gehört hätten und bonga fide
handelten dann würden ſie ihre irrigen Behauptungen
über das deutſchnationale Wiederaufbau Programm unge
ſäumt korrigieren und künftighin von Verleumdungen ab
ſehen.

„th“ meint, daß durch die deutſchnationaleWenn Herr
rbeit „die verhaßte Demokratie beſeitigt“ werden ſoll, ſo
ann man ihm hierin nicht widerſprechen. Angeſichts der

Errungenſchaften dieſer Demokratie (Verſtändigungs-
ſieden Völkerbund, Revolution uſw.) dürfte der Appell

r die Erhaltung der Demokratie nur noch geringe Werbe-
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Neue Forderungen der Eiſenbahner Vor dem Generalſtreik in Leipzig
Verſchärfung der Streiklage im Weſten

Die Kommuniſten an der Arbeit
(Von unſerem hbf-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 12. Januar.
Heute vormittag fand eine gemeinſame Sitzung des

Reichskabinetts mit der preußiſchen Regierung
ſtatt. Jn dieſer Sitzung wurde die Situation in Weſtdeutſchland
eingehend beſprochen. Ueber den Verlauf der Sitzung wird
größtes Stillſchweigen gewahrt. Doch ging, wie die „National-
zeitung“ hört, aus den dem Reichskabinett vorliegenden Berichten
aus Weſtdeutſchland unzweifelhaft hervor, daß zahl
reiche kommuniſtiſche und ſyndikaliſtiſche Ele
mente, die ſich bisher verborgen gehalten hatten, ſich wieder
an die Oberfläche wagen, und daß ſich beſonders die Zentral
ſtreikleitung in Elberfeld unter ihrem Einfluß be
findet. Die Kommuniſten entfalten eine lebhafte
Tätigkeit, um die jetzigen Teilſtreiks zu einem General
ſtreik in Deutſchland auszudehnen.

Die Streiklage im Weſten iſt in den letzten Stunden
unverändert geblieben. Die Regierung hat, wie der „Lokal-
Anzeiger“ erfährt, alle Maßnahmen vorbereitet, um mit allen
zu Gebote ſtehenden Mitteln den Verkehr und die Ordnung auf
vecht zu erhalten. Die techniſche Nothilfe iſt ſo um
faſſend organiſiert, daß man mit ihrer Hilfe ſelbſt bei weiterem
Umſichgreifen des Streiks den notdürftigen Perſonen- und
Lebensmittelverkehr aufrecht zu erhalten hofft. Nach den
neueſten Nachrichten ſcheint der Aufruf der Regierung
an die Eiſenbahner ſeinen Eindruck nicht zu verfehlen.

Vor dem Generalſtreik in Leipzig
Leipzig, 12. Januar.

Die militäriſchen Vorbereitungen für den
morgen zu erwartenden Generalſtreik in Leipzig ſind
von außerordentlichem. Umfang. Das Generalkommando ver-
anſtaltet ſchon heute vormittag einen Demonſtrationszug der
Leipziger Truppen durch die Stadt und gegen mittag erſchienen
an den Plakatſäulen große Plakate, auf denen der Befehlshaber
für Weſtſachſen noch einmal zur Ruhe mahnt und androht, daß
alle Demonſtrationen und Verſuche, eine politiſche Umwälzung
herbeizuführen, militäriſcherſeits rückſichtslos mit Waffen-
gewalt entgegengetreten werden muß. Die Truppen haben
Anweiſung, in dieſem Falle keineswegs erſt Schreckſchüſſe abzu
geben, ſondern keinerlei Rückſicht zu nehmen. Am Vormittag
fand eine Verſammlung der Arbeitsloſen in der Alberthalle
des Kriſtallpalaſtes ſtatt, die außerordentlich ſtark be
ſucht war. Jn dieſer Verſammlung wurden Forderungen der
Arbeitsloſen aufgeſtellt. Es fanden darauf Demonſtrativ
nen ohne Störung vor dem Rathauſe ſtatt. Die
innere Stadt wurde abends von Truppen beſetzt.

kraft im Volke beſitzen. Sachlich unrichtig iſt es auch, von
„patriotiſchem Getue von Kunze Co.“ zu ſprechen, mit
innerer Berechtigung dagegen könnte der terminns tech-
nicus geprägt werden „internationale Machenſchaften von,
ſagen wir: Dornblüth Co.“

Herr „th“ ſchließt ſeinen Artikel mit den Worten:
„Von Zeit zu Zeit hör' ich den Alten gern“, die auf Herrn
Kunze gemünzt werden. Wir ſind der Anſicht, daß Herr
„th“ dieſe Worte nicht gebraucht haben würde, wenn er
gewußt hätte, woher ſie ſtammen, wer ſie ſpricht und an
wen ſie gerichtet ſind. Herr „th“ wollte ſie in witzelndem
Sinne anwenden, in Wirklichkeit aber enthalten ſie, aus
ſeinem Munde kommend, eine tiefe und ernſte Wahrheit.
Der teufliſche Jnternationalismus macht ſich „von Zeit zu
Zeit“ über den nationalen Gedanken, über das, was dem
deutſchen Volke heilig iſt, in frivoler Weiſe luſtig. Herr
„th“ hatte beim Zitieren dieſes MephiſtoWortes aber wohl
inſtinktiv das richtige Gefühl dafür, wofür er und
ſeinesgleichen im deutſchen Volke gehalten werden.
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Die „Halliſche Allgemeine Zeitung“, die ſeit dem 1. Januar
als Organ der „Deutſchen Volkspartei“ arbeitet, leitet ihren
Bericht über den Vortrag von Dr. St e mit den Worten
ein: „Eine weniger zahlreiche Zuhörerſchaft als vor 8 Tagen bei
dem populären „Knüppel-Kuntze“ nahm unter reichlichem
Beifall und Bravorufen als Quinteſſenz ungefähr folgende
deutſche Sonntagspredigt zum reiflichen Nachdenken auf den
Heimweg mit.“

Geſchäftsträger für Berlin
Berlin, 12. Januar.

Zu Geſchäftsträgern in Berlin ſind ernannt ſeitens En g
lands Lord Tilmanrok, ſeitens Frankreichs De
Marcilly, früher Generalkonſul in Genua, ſeitens Jta
liens Graf Aldrovandi di Marescotti. Die Be
glaubigungsſchreiben ſind bereits in Berlin eingegangen. Die
deutſchen Vertreter in den drei Ländern ſind noch nicht ernannt.
Jedoch iſt die Ernennung in Kürze zu erwarten.

Eſſen (Ruhr), 12. Januar.
Die Eiſenbahndirektion Eſſen veröffentlicht

eine Aufforderung an ſämtliche Eiſenbahnbedienſtete ihres Be
irkes, wonach dieſe ſich jeder unbefugten Einmiſchung in den
Betrieb und den Verkehr der Eiſenbahnen zu enthalten und den
Dienſt ſofort wieder aufzunehmen haben. Wer ſeine Arbeit
nicht ſpäteſtens am 14. Januar früh planmäßig wieder auf
nimmt, iſt zu entlaſſen.

Hamburg, 12. Januar.
Eine Verſammlung der ausſtändigen Verſiche-

rungsangeſtellten hat faſt einſtimmig die Wieder
aufnahme der Arbeit beſchloſſen.

Düſſeldorf, 12. Januar.
Jn der Streiklage iſt keine Veränderung eingetreten. Nach

einer Verordnung des militäriſchen Befehlshabers werden die
Kabaretts, Kinos, Bars und Konzertlokale
geſperrt, da nur unter dieſer Bedingung die Streikleitung
Kohle liefert. Die Bedingungen der Streikleitung er
fordern auch die Abſperrung der gewerblichen Betriebe vom
Strombezug. Dadurch werden über 10000 Arbeiter, die jetzt
ohnehin nur ſechs Stunden arbeiten, arbeitslos. Milderungen zu
erreichen, war nicht möglich.

Beuthen (Oberſchl.), 12. Januar.
Jm oberſchleſiſchen Eiſenbahnerſtreik

ſich auf der Station Wenſar die Lage etwas ge-
e Twg ebenſo in Ratibor. Einige Güterzüge werdenwieder abgelaſſen. Jn Kattowitz hat die Nothilfe die Tätigkeit
begonnen. Der Schnelzugverkehr wird aufrechterhalten, ebenſo
der Perſonenverkehr. Auch die Rangierabteilung iſt nicht geſtört.
Der Hauptherd der ganzen Bewegung lieegt im Beuthener
Bezirk. Verſammlungen der Eiſenbahner fanden vormittag
in Beuthen und Gleiwitz ſtatt.

Berlin, 12. Januar.
Reichsverkehrsminiſter Dr. Bell erklärte einem Mitarbeiter

des „Acht-Uhr-Abendblattes“ über die Eiſenbahner-
bewegung: Trotz des bewilligten Stundenlohnes von 3 Mark
50 Pfennig ſeien neue Forderungen aufgeſtellt worden,
inſofern als der neue Lohnſatz ſchon vom 1. Oktober 1919 an
gelten ſoll. Der Ernſt der Lage bedrohe unſer ganzes Wirt
chaftsleben. Die Streikenden würden eine ungeheure Verant-

wortung auf ſich laden, wenn ſie weiter in ihrem Ausſtand ver
harrten. Schon jetzt machten ſich die Folgen des Aus
ſtandes ſchwer bemerkbar. Selbſt na Beendigung des
Streiks würden die ſchädigenden Wirkungen noch fühlbarer ſein,
da die aufgehäuften Vorräte erſt allmählich wieder abtranspor-
tiert werden könnten. Die Gründe der Eiſenbahner-
bewegung, ſagte der Miniſter, ſind nicht klar. Von den Or
ganiſationsleitungen der Eiſenbahner in Berlin werden die
Streiks nicht gebilligt. Auch dieſer Streik wird von kommuniſti
ſchen Agitatoren für ihre Zwecke ausgenutzt, ohne daß die
Streikenden ſelbſt es wiſſen. Daher haben wohl auch die Orga-
niſationsleitungen ihre Leute nicht feſt in der Hand.

Der Scheidegruß Preußens
Berlin, 12. Januar.

preußiſche Staatsregierung veröffentlicht folgenden

hat

Dae
Aufruf:
„An die aus Preußen ſcheidenden Staatsbürger!

Anknüpfend an die Kundgebung, die der Reichspräſident und
die Reichsregierung an die deutſche Bevölkerung der aus dem
Reichsverbande ausſcheidenden Reichsteile gerichtet haben, wendet
ſich die Regierung des Freiſtaates Preußen noch
beſonders an ihre von der Abtretung an fremde Staaten be
troffenen Mitbürger. Der dem deutſchen Volke aufgezwungene
Friede von Verſailles trifft Preußen ganz beſonders ſchwer. Ge
biete mit anerkannt deutſcher Bevölkerung, die in jahrhunderte-
langer Zugehörigkeit zu Preußen ſeine Schickſale geteilt und an
ſeinem ruhmvollen Aufſtieg Anteil genommen und ſie durch
ſorgſame Verwaltung unter Einſetzung der finanziellen
Kräfte des geſamten Staates auf eine hohe Stufe wirtſchaft
er Blüte und menſchlicher Kultur geführt hat, muß es preis
geben.

Das Band ſtaatlicher Zugehsörigkeit wird nungelöſt. Das Band der Zuſammengehörigkeit des Geiſtes und des
Herzens kann keine Macht dieſer Erde löſen. Was gemeinſame
Arbeit der Kultur und des Wirtſchaftslebens in Jahrhunderten
geſchaffen hat, iſt durch keine äußere Gewalt zu zerſtören. Wir
geloben euch Treue. Haltet ſie und pflanzt ſie in die Herzen
eurer Kinder! Das Recht der Selbſtbeſtimmung, das
zur Unterlage des Friedens werden ſollte, iſt euch verſagt. Mit
der Reichsregierung ſetzt auch die preußiſche Regierung ihre Hoff
nung darauf, daß dieſes natürliche Grundrecht jedes freien Men
ſchen ſich mit der Zeit durchſetzen muß. Jn dieſem Sinne gilt
auch für euch das Wort: „J mmer daran denken, nie
mals davon reden!“

Berlin, 12. Januar 1920.
Die preußiſche Staatsregierung.

Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Heine. Oeſer.
Dr. Südeknm. Stegerwalb. Dr. Am Zehnhoff.

Danzig, 12. Januar.
Jn einer Bekanntmachung des ſtellvertretenden Oberpräfi

denten der Provinz Weſtpreußen Förſter heißt es u. a.: Die
preußiſche Verwaltung i aus dem verlorengegangenen
Lande mit tiefſchmerzlichem Gefühle, aber mit dem Bewußt-
ſein, an der Entwicklung der Provinz mit altpreußi



die beliebige Ausdehnung ihrer Zuſtändigkeit vor.

ſcher Pflichttreue mitgewirkt und hier Spuren hinter
baſſen zu haben, die dauerhafter ſind als politiſche
Grenzen. Das Deutſchtum kann und ſoll hier fortbeſtehen
und ſich kraftvoll betätigen. Wie die weſtpreußiſchen Deutſchen
ihr Deutſchumm treu bewahren ſollen, ſo will das geſamte
deutſche Volk ihm auch die Treue halten.

Bromberg, 12. Januar.
Der Regierungspräſident von Bülow veröffentlicht als

ſtellvertretender Oberpräſident der Provinz Poſen eine Be
kanndmachung, die unter Hinweis auf den Uebergang der
Staatshoheit auf Polen den preußiſchen Beamten und
Lehrern für ihre treue Arbeit in der Oſtmark des preußiſchen
Staates dankt. Die Kundgebung ſchließt mit den beſten Wün
ſchen für dieſe nach anderthalb Jahrhunderte währender preu
ßiſch deutſcher Herrſchaft wieder abzutretenden Gebiete. Jn
Trauer, aber auch in feſter Zuverſicht blickt das deutſche Vater
land auf das deutſche Volkstum, das hier zurückbleibt
und das deutſche Geſinnung, deutſches Weſen und Empfinden,
r und Denken allezeit zu erhalten wiſſen wird. Auch das

and bewahrt dem deutſchen Volkstum in der Fremde die
Treue bis zum letzten Hauch.

Königsberg, 12. Januar.
Der Reichs und Stagatskommiſſar für das Memelgebiet,

Braf Lambsdorff, erläßt eine Behanntmachung, wonach
im Memelgebiet die Souveränität an die alliierten
und aſſogiierten Hauptmächte übergegangen iſt. Alle militä
riſchen und zivilen Behörden, Beamten und Dienſtſtellen ver
walten ihr Amt nach den bisherigen Geſetzen weiter. Das
Memelgebiet iſt aus der Zoll wirtſchaft
Deutſchlands ausgeſchieden. Eine Zollgrenze
mit Deutſchland wird zunächſt nicht eingerichtet. Die vuſſiſche
Zollgrenze bleibt aufrechterhalten.

München, 12. Januar.
Miniſterpräſident Hoffmann hat an die pfalz-

bayeriſchen Angehörigen des neuen Saarbeckenge-
eine Abſchiedskundgebung gerichtet, in der es

t

„Nicht nur Abſtammung, Sprache und Sitte, ſondern auch
das Völkerrecht gibt den Saarpfälzern die Befugnis, ſich
Deutſche zu nennen und ſich nach Ablauf der fünfzehn
Jahre bei der vertraglich vorgeſehenen Volksabſtim-
mung als Deutſche zu bekennen. Wir werden die innigen
Beziehungen der Volksgemeinſchaft hegen und pflegen und
mit Zuverſicht auf den Tag hoffen, wr wir unſere Saar-
pfälzer mit freudigem Stolze wieder als Mitbürger
unſeres Stantes begrüßen dürfen.“
Die Bewghner der Kreiſe Eupen und Mal-

medhy proteſtieren in einem Aufruf dagegen, daß man
bei der Entſcheidung über ihr Schickſal nicht nach ihrem Willen
gefragt hat und daß das gewählte Verfahren einen Hohn auf
die freie Abſtimmung darſtellt Die deutſche Regierung
hat den gleichen Geſichtspunkt bekanntlich in einer Note betont.
Jn dem Aufruf wird zudem dargetan, daß auch die walloniſcheBevölkerung der beiden Kreiſe von dem Uebergang der Gebiete
an Belgien nichts wiſſen will und alle gegenteiligen Nachrichten
als ſchamloſe Lüge brandmarkt.

-„z„

Der Verſöhnungsfrieden im Rheinland
Die „Hohe Alliierte Rheinlandkommiſſion“

hat jüngſt eine Reihe von Verordnungen erlaſſen, die tatſächlich
das Ende der deutſchen Staatsgewalt für das beſetzte Rheinland
bedeuten. So haben die Verordnungen Geſetzeskraft, auch für
die deutſchen Beamten, bei Gefahr der zeitweiligen oder dauern-
den Amtsentlaſſung und Ausweiſung, natürlich neben den
ſonſtigen „geſetzlichen* Strafen. Die Recht swirkſamkeit
deutſcher Geſetze iſt dagegen von ihrer Genehmigung
durch die Hohe Kommiſſion abhängig. Die Unterſtellung der

Bevölkerung unter die feindlichen Militärgeriſhte bleibt im bis-
herigen Umfang beſtehen, nur behält ſich die „Hohe e

u eZivilge richtsbarkeit iſt vor keinem Eingriff ſicher.
Eigene „Gerichte“ der Hohen Kommiſſion werden eingeſetzt zur
Behandlung der den deutſchen Gerichten entzogenen Sachen, als
Berufungsinſtanz für dieſe mit dem Recht, nicht nur von ſich aus
Reviſion anzuordnen, ſondern auch eigen mächtig und un
anfechtbar das Urteil abzuändern. Jn dieſes Bild
paßt vortrefflich hinein, daß die Hohe Kommiſſion ſich das Recht
zu Eingriffen in ſchwebende Verfahren jederzeit offen hält.

Soll durch dieſe ungeheuerliche Form der Gerichtsbarkeit
verbunden mit ſcharfer Preſſezenſur jedes Eintreten
für die deutſche Sache ſtrafwürdig gemacht werden, ſo ſorgt die
Uneberwachung des Poſt-, Telegraphen- und Fern-
ſprechverkehrs für gründliche Erfaſſung jeden Verſuchs
derartiger Tätigkeit, während ſie der eigenen Propaganda Tür

Tor öffnet.
Politiſche Verſammlungen ſind anmeldepflichtig,

unterliegen der Bewachung und Auflöſung, die Stvafverfolgung
für die Einberufer zur Folge haben kann. Streiks ſind verboten.

Natürlich bleibt auch der Geßlerhut, die Grußvflicht gegen
über feindlichen Offizieren und Fahnen für alle Deutſchen in
Uniform, ſelbſt Feuerwehr, Polizei, Forſt und
Steuerbegamte.

Wem durg) alle dieſe Freundlichkeiten noch nicht die Liebe
für Frankreich aufgegangen iſt, der ſoll ſich ja in Acht nehmen.
Denn durch Worte, Gebärden oder Haltung dem Feinde
gegenüber, die ſich als beleidigend oder unſchicklich kenn
zeichnen, ſetzt er ſich den ſchwerſten Strafen aus. Dabei iſt das
Ausweiſungsrecht völlig unbeſchränkt.

Arme Rheinländer! Wir aber wollen bei aller eigenen Not
nie vergeſſen, daß der ſchöne alte Rhein auf beiden Ufern von
Deutſchen bewohnt wird, die ſehnſüchtig auf die Stunde der
Wiedervereinigung mit dem Reiche warten.

Berlin, 12. Januar.
Gegen die Rheinlandsverordnungen der En-

tente, die außerordentlich weitgehende Beſchränkungen für die
Bevölkerung enthalten, welche vielfach im Widerſpruch mit
dem Friedensvertrag ſtehen, hat, den Abendblättern
zufolge, die Reichsregierung Proteſt ergehen laſſen,
der heute in Paris übergeben wird.

Die Heimkehr der Kriegsgefangenen
Berlin, 12. Januar.

Die Reichszentralſtelle für Kriegs und Zivilgefangene
teilt mit, daß der Abtransport der deutſchen
Gefangenen aus Frankreich nunmehr ſofort beginnen
und mit möglichſter Beſchleunigung durchgeführt werden
wird. Die franzöſiſche Regierung beabſichtigt, z 6000
bis 7000 Kriegsgefangene herauszugeben. ie Be
ſprechungen über die Durchführung des Abtransportes
haben in Paris unter Hinzuzichung deutſcher Transport
ſachverſtändiger bereits begonnen. Für die Räumung
der im franzöſiſchen Hinterlande befindlichen Läger iſt auch
der Seeweg ins Auge gefaßt. Eiſenbahnmaterial
wird in jedem angeforderten Umfange von deutſcher Seite
geſtellt werden. Die in der Preſſe aufgetauchte Nachricht,
daß die von Deutſchland zu liefernden Eiſenbahnwagen
nicht rechtzeitig zur Stelle geweſen wären, entſpricht nicht
den Tatſachen. Die Wagen ſtehen bereit, und es iſt längſt
Vorſorge getroffen, daß das Eiſenbahnmaterial zu jeder
Wihel abrollen kann. Die Zahlen der in die Heimat

zurückkehrenden Kriegsgefangenen werden laufend be
kanntgegeben werden.

Paris, 12. Januar.
Der Vorſitzende der deutſchen Friedensdelegation, Freiherr

von Lersner, gewährte den Vertretern der Agentur Havas,
des Reuterſchen Büros und der Aſſociated Preß ein Jnterview,
Wy dem er auf die Fragen der Preſſevertreter folgendes aus
ührte:

Die Jnkraftſetzung des Friedens legt Deutſch
land die ſchwerſten Opfer auf, die wohl je einem Volke
auferlegt wurden, beſonders durch die Abtrennung von
Gebieten, die ſeit vielen Jahrhunderten zu Preußen ge-
hörten, und durch ungeheure wirtſchaftliche Verpflichtungen.
Trotzdem iſt die Wiederherſtellung des Friedens erfreulich, denn
Deutſchland bekommt damit die heißerſehnten gefangenen Söhne
e Miniſterpräſident Clemencegau hat mir erklären
aſſen, daß die Gefangenenfrage mit keiner anderen Frage ver

knüpft werde, und daß die Heimſ e noch heute be
fohlen werden wird. Sie ſoll ohne UAnterbrechung auf dem
ſchnellſften Wege durchgeführt werden. Das haben mir
Loucheur und Dutaſta ausdrücklich verſichert. Deutſch
land hat bereits, ohne dazu durch den Friedensvertrag ver
pflichtet zu ſein, mit der Ausführung einer Anzahl Ver-
pflichtungen, zum Beiſpiel der Kohlenlieferung, be-
gonnen. Deutſchland wird in Ausführung ſeiner vertraglich
übernommenen Verpflichtungen bis an die Grenze des Mög-
lichen gehen, und wir hofffen, daß das deutſche Volk durch
allmähliche Wiedergewinnung der Arbeits-
freudigkeit auch dieſe ſchwere Zeiten überwinden wird. Das
Wirtſchaftsleben Deutſchlands und der Entente,
vor allem Frankreichs, ſind aufs engſte miteinander verknüpft.
Das wirtſchaftliche Gedeihen Frankreichs iſt zum großen Teil
von der wirtſchaftlichen Erſtarkung Deutſchlands
abhängig. Eine rückſichtsloſe Durchführung der Ausliefe-
rungsfrage wird die ſchwerſten Bedenken für die Ruhe und
Ordnung Europas im Gefolge haben. Die deutſche Regierung
hat bereits auf die kataſtrophalen Folgen hingewieſen
und Anregungen gegeben zur Löſung dieſer Frage. Deutſchland
wollte ſich verpflichten, alle von der Entente namhaft gemachten
Beſchuldigten in Deutſchland vor einem oberſten Gerichtshof
unter Anklage zu ſtellen und Vertreter der Entente als öffent-
liche Ankläger mit weitgehendſten Kontrollrechten zuzulaſſen. Es
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß in normalen Zeiten die Frage von
der Entente erneut geprüft wird. Der deutſche Vorſchlag geht
weiter über das hinaus, was ſeinerzeit Churchill unter dem
Beifall der geſamten Entente Oeſterreich gegenüber ab-
lehnte. Jch dann mir nicht vorſtellen, daß unſere Gegner ein
Intereſſe daran haben, die Wiederherſtellung normaler Ver
hältniſſe durch dieſe Frage zu erſchweren.

eit ſofort nach Anſorderung ſeitens der franzöſiſchen Be

Diktatur
im rheiniſch- weſtfäliſchen Induſtriegebiet

Der Reichspräſident hat mit Zuſtimmung
des Reichsminiſteriums die nachſtehende Verord-
nung erlaſſen, die wir kurz in der geſtrigen Abendausgabe
erwähnten:

Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfaſſung ordne ich
zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicher
r und Ordnung über die re e zirkeüſſeldorf, Arnsberg, Münſter und Minden
folgendes an:

S 1.
Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Ver-

faſſung des Deutſchen Reichs werden bis auf weiteres ger
Kraft geſetzt. Es ſind daher Beſchränkungen der perſönlichen
Freiheit, des Rechtes der freien inungsäußerung einſchlieslich
der Preſſefreiheit, des Vereins- und Verſammlungsrechts, Ein
griffe in das Brief-, Poſt-, Telegraphen- und Fernſprechgeheim-
nis, Anordnung von Hausſuchungen und von Beſchlagnahmen,
ſowie Beſchränkungen des Eigentums auch außerhalb der ſonſt
hierfür beſtimmten geſetzlichen Fengen zuläſſig.

Mit der Bekanntmachung dieſer Verordnung geht die
vollziehende Gewalt auf den Reichswehr-miniſter über, der ſie auf einen Militärbefehls-
haber übertragen kann. Sie wird von dem Militär-
befehlshaber auf dem Gebiete der Zivilverwaltung unter
Mitwirkung eines Regierungskommiſſars (F 3) aus-
geübt, den der Reichswehrminiſter im Einvernehmen mit dem
Reichsminiſter des Jnnern rn ngt.

Die Weiſungen des Militärbefehlshabers an die Zivilver-
waltungs- und Gemeindebehörden ſowie ſeine allgemeinen An-
ordnungen an die Bevölkerung ſind, bevor ſie ergehen, zur
Kenntnis des Regierungskommiſſars zu bringen.

Anordnungen des Militärbefehlshabers, die Beſchränkungen
nach S 1 enthalten, bedürfen zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Zu
ſtimmung des Regierungskommiſſars.

4

Wer den im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenen
Anordnungen des Reichswehrminiſters oder des Militärbefehls-
habers zuwiderhandelt oder zu ſolcher Zuwiderhandlung auf-
fordert oder anreizt, wird, ſofern nicht die beſtehenden Geſetze
eine höhere Strafe beſtimmen, mit Gefängnis oder Haft
oder Geldſtrafe bis zu fünfzehntauſend Mark
beſtraft. 45

Gegen die des Militärbefehlshabers im Einzel-
falle ſteht die Beſcherde an den Reichswehrminiſter offen. So
weit es ſich um Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit handelt,
iſt das Geſetz, betreffend die Verhaftung und Aufenthalts-
beſchränkung auf Grund des Kriegszuſtandes und des Belage-
rungszuſtandes vom 4. Dezember 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 1329),
entſprechend anzuwenden.

Dieſe Verordnung iſt ſofort in ſämtlichen Gemeinden des
Bezirks in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen.

Berlin, den 11. Januar 1920.
Der Reichspräſident. Der Reichsminiſter des Jnnern.

gez. Ebert. gez. Koch.General Watter Militärbefehlshaber
Zum Militärbefehlshaber für die erwähnten Regie

rungsbezirke iſt vom Reichswehrminiſter der General von
Natter ernannt worden. Zum Regierungskommiſſar
wird der Reichs- und Staatskommiſſar Severing er-
nannt.
Der Militärbefehlshaber wird mit Zuſtimmung des

eine Verordnung folgenden Jnhalts er-
aſſen:

Mit Zuſtimmung des Regierungskommiſſars ordne ich auf
Grund der Verordnung des Reichspräſidenten vom 11. Januar
1920 im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit folgendes an:

Jede Betätigung durch Wort, Schrift oder andere Maß
nahmen, die darauf gerichtet iſt, r e Ber zur Stillegung zu bringen, wird ver-

o ten.
Als lebenswichtige Betriebe gelten die öffentlichen

Verkehrs mittel ſowie alle Anlagen und Einrichtungen zur
Erzeugung von Gas, Waſſer, Elektrizität und Kohle.

Zuwiderhandlungen werden nach Maßgabe der Verordnung
des Reichspräſidenten vom 11. Januar 1920 beſtraft.

Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft.

Das Bolſchewiſtenſchiff in Kiel. Der amerikaniſche Dampfer
„Boford“, mit den 250, ausgewieſenen Kommuniſten an Bord,
der Ende Dezember mit unbekannter Beſtimmung New York
verließ, iſt heute wegen Maſchinendefekts in Kiel eingelaufen.
Der Dampfer iſt begleitet von dem amerikaniſchen Kreuzer
„Ballod“ und wird einige Tage bis zur Reparatur in Kiel blei
ben. Seine endgültige Beſtimmung iſt Baltintport in Eſtland.
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Das Spiel mit dem Tode
14] Roman von Lola Stein.Amerikaniſches Copyright 1919 by Carl Duncker, Berlin.

Die fünf Juriſten fachſimpelten viel. Bronſart fand
ihre Unterhaltung langweilig, er bemühte ſich, Maja in
ein Geſpräch zu ziehen, aber ſie blieb wie gewöhnlich ziem-
lich ſtill, und auch Dr. Herford gelang es nicht, ſie lebhafter
zu machen.

Raoul ſchaute ſie an, betrachtete dann die anderen.
Wie kam ſie hierher, wie kam dieſe königliche Blume, dieſe
blendende, fremdartig wirkende Schönheit in dieſen Kreis?
Dieſer knöcherne, pedantiſche, von moraliſchen Grundſätzen
und Strenge triefende Richter, der ihr Onkel und Pflege
vater war, dieſe dicke, behäbige Bürgersfrau, für die Klatſch
und häusliche Sorgen die höchſten Intereſſen waren, dieſe
farbloſe, harmloſe Erika, dieſe ganz indifferenten, gleich
gültigen Brüder, wie kamen ſie alle zu ihr, der Einzigen,
die ſo ganz, ſo ganz anders war als ſie alle? Was hatten
ſie mit ihr zu ſchaffen? Warum ſaßen ſie hier in ihrem
Hauſe? Jn ihrem? Ah, war es nicht vielmehr das Haus
ihres Mannes, in dem ſie ebenſo fremd, ebenſo einſam war,
wie ſie es einſt im Hauſe ihrer Pflegeeltern geweſen?

Eine kochende Wut ſprang in ihm auf, wenn er dieſen
Mann betrachtete, dem das Weib gehörte, das ſeines Lebens
Qual und Elend geworden war.

O, ſie herausreißen aus dieſem Kreiſe, in den ſie nicht
gehörte, ſie an ſich ziehen, in ſeine Arme nehmen und fort
tragen, weit fort von hier in irgendein fernes, ſüdliches
Land und dort ihre Starrheit zu neuem Leben, zu neuer
Liebe ermecken!

Wann, wann würde ſeine Zeit gekommen ſein?
Er war in der letzten Woche wieder täglich gekommen

und ſeine Freunde und Bekannten denen er ſich eine kurze
zit gewidmet und dann wieder entzogen hatte, ſpionierken
m nach, wollten wiſſen, was Raoul Bronſart denn eigent

lich ſo verändert habe, was ihn feſſelte,

Man erfuhr, daß er ein täglicher Gaſt in der Villa des
Oberlandesgerichtsrates a. D. Dr. Hermann Lindner war,
man erzählte ſich, daß dieſer alternde Mann eine junge,
ſchöne Frau habe, man wußte plötzlich, was es war, das
Raoul Bronſart von allen Vergnügungen, von allen Freun-
den entfernte. Ein neuer Flirt, eine neue Liebelei. Man
lächelte, man tuſchelte, Maja Lindners Name wurde zu
ſammen mit dem Raoul Bronſarts genannt mit einem be-
ſonderen Tonfall, mit einem kleinen, halb verdammenden,
halb verzeihenden Lächeln.

Sie wußte es nicht. Sie war allem Klatſch, ſie war
allen Menſchen ſo fern. Und fern wollte ſie Raoul Bron-
ſart bleiben. Nach jener Unterredung hatte ſie ihn nicht
wieder ohne Zeugen geſprochen. Peinlich mied ſie jede
Gelegenheit, auch nur einen Augenblick mit ihm allein
zu ſein.

Er merkte es. Und er litt. Denn er wußte nicht, wie
lange er dieſes Verſteckſpiel, dieſe ganze fluchwürdige
Komödie noch würde ertragen können

Nach dem Kaffee muſizierten Erika und Dr. LHerſoro
zuſammen. Später ſpielten die Herren Karten, die Damen
plauderten über gleichgültige Dinge, die Unterhaltung
ſchleppte ſich hin. Der Tag verging äußerlich, wie alle
Weihnachtstage in Maja Lindners Ehe vergangen waren.
Nur innerlich hatte ſie ſich gewandelt, war eine andere ge
worden in dieſen letzten Wochen.

Die Ruhe und Gleichgültigkeit ihres Weſens, die ſie
nach außen hin krampfhaft aufrecht hielt, war nur noch
Schein, innerlich hatte ſie ſie ſeit langem verloren, ſeit jenem
Tage wohl ſchon, an dem Raoul Bronſarts Feueraugen
zum erſten Mal auf ihrem Antlitz gebrannt.

6.
Jm Jannar hielt Dr. Raoul Bronſart einen Vortrag

mit Lichtbildern iiber ſeine indiſche Reiſe. Der Oherlandes-
gerichtsrat, der ſein Haus ſonſt nur zu kurzen Spazier
gängen im Grumewald verließ, hatte ſich ſchließlich ent
ſchloſſen, den Vortrag zu beſuchen. Er fand, daß er dieſe
Rückſicht ſeinem geſchätzten Freunde doch wohl ſchuldig ſei,

Für Maja war es ein Feſt, einmal herauszukommen.
Der Vortrag feſſelte ſie, Raoul Bronſart reſchien ihr heute
ein anderer als ſonſt. So aus der Ferne, auf dem Podium,
gefiel er ihr faſt noch beſſer als im Zimmer. Sein voll
tönendes Organ, ſeine elegante Erſcheinung, ſein raſſiges,
ſchöngeſchnittenes Antlit, alles bewunderte ſie heute an
ihm. Sie ſah ihn lange an, während er ſprach, was ſie nie
mals tat. Denn ſie fürchtete ſeine direkte Nähe, ſie konnte
nie ein Gefühl der Angſt verſcheuchen, wenn er in ihrem
Hauſe weilte. Er zog ſie an und ſtieß ſie ab. Sehnſucht und
Angſt ſtritten in ihrem Jnnern. Er beſaß eine gefährliche
Macht über ſie, er batte Wünſche in ihr erweckt, die ſie vor
r nicht gekannt, er beſchäftigte unabläſſig ihre Gedanken,
aber
Zuverſicht zu ihm und ſeinen Handlungen beſaß ſie nicht.
Sie fürchtete ihn und ſeine Macht über ſie mehr, als daß ſie
ihn liebte.

War dieſe Sehnſucht in ihr, dieſe Unraſt in ihrem Blut,
dieſes geheime und unbeſtimmte Wünſchen überhoupt Liebe
zu nennen?

Liebte ſie Raoul Bronſart?
Jhre Gedanken ſchweiften ob von den Worten des Vor

trags, grübleriſch blickte ſie in ſich hinein.
War das neue Gefühl, das dieſer Mann in ihr erweckt,

Liebe? War es Leidenſchaft? Warum dann aber dieſe ſtete
dunkle Angſt in ſeiner Nähe, warum dieſes immerwährende
Zittern in ihrem Jnnern? Weil ſie ſeine Macht, ſeinen
Willen über ſich kannte und fürchtete? Weil ſie ſich völlig
verloren hatte, ſeit er in ihr Daſein trat?

Sie glaubte, die Liebe müſſe anders ſein. Und ihr
ſchien: der Dömon ihres Lebens war Raoul Bronſärt ge
worden, doch nimmermehr der Geließte

Nach Schluß des Vortrags wurde der Schriftſteller ſtür
miſch geſeiert. Man brachte ihm Blumen und Kränze, man
rief wieder und wieder ſeinen Namen, die jungen Mädchen
im Soal drängten nach vorn, applaudioerten wie raſend,
woſſlten ihn immer und immer wieder ſehen.

Fortſetzung folgt.
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Halle, 13. Januar.erord-

Stadtverordneten-Sitzungisgabe

dne ich Nach Eröffnung der Sitzung gibt Stadtverordneten Vorſteherch er ennig bekannt, daß Stadtv. Könen (Unabh.) ſein
zirke at niedergelegt hat, da er durch ſeine Tätigkeit als Mit
n den ſied der Nationalverſammlung zu ſehr in Anſpruch genommenund überdies demnächſt von San verziehen werde. Ein Ge

h des Metallarbeiterverbandes auf Erhöhung der Erwerbs
ſenunterſtützung ſoll im Anſchluß an einen vorliegenden Antrag
ichen Jnhalts erledigt werden. Es liegt ferner ein Dringlich

itsantrag der Frau Krüger (Unabh.) vor, der dahin geht,
z in dem neuen Stundenplan die Stunden für den
eligionsunterricht geſtrichen werden ſollen.
Dann wird in die Tagesordnung eingetreten und eine ſtädtiſche

jeſundheitsdeputation
tgliedern, 5 Stadtverordneten undt, Deutſchn., Kürbs,
g 7 Frl. Dr. Lange, Dem., Frau Schmidt Unabh. und

gilke, Mehrheitsſoz.) beſteht.
Errichtung eines Finanzbüros.

Die Verſammlung beſchließt, in Anerkennung der Begrün-
ing die Errichtung eines Finanzbüros und die Schaffung fol
nder etatsmäßiger Stellen ab 1. April 1920: 1 Rechnungs-
reltor mit Gehaltsſkala von 5000--7000 Mk., Steigerungen
xö00 Mk., 1 Stadtſekretär, 1 Verwaltungsſekretär.

Die Finanzangelegenheiten der ſtädtiſchen Verwaltung wer-
m jetzt vom Finanzdezernenten unter Zuhilfenahme der Stadt
uptkaſſe, des Büros C, des Rechnungsreviſionsbüros und
werer Büros bearbeitet. Dieſe Stellen ſind wegen Ueber
irdung nicht mehr in der Lage, die notwendigen Arbeiten mit
z Gewiſſenhaftigkeit zu fördern, die dieſem wichtigen Gebiet
uommt. Außerdem geſtaltet ſich die Bearbeitung- der Finanzen
i den ſteigenden Endzahlen des Haushaltsplans und den zu

ehnenden Anleihen immer ſchwieriger, ſo daß dem Finanz-
zernenten zur Erhaltung einer geordneten und klaren Finanz-irtſchaft ein beſonderes Finanzbüro zur Verfügung ſtehen r
ie es in allen größeren Städten beſteht. Dem Finanzbüro wird
je büromäßige Bearbeitung des Finanzweſens, ſoweit es außer
jalh der kaſſenmäßigen Erledigung liegt, zugewieſen werden.

Erhöhung der Waſſergebühr.
Durch Gemeindebeſchluß vom 29. Mai/14. Juli 1919 iſt die

haſſergebühr auf 28 Pf. je Kubikmeter mit Wirkung von Oktober
ſt erhöht worden. Die Verhältniſſe haben ſich jedoch un
änſtiger geſtaltet, als damals angenommen. Jm ya shaltsplan
pat für 1 Hektoliter Braunkohle frei Pumpwer in Durch-
ſhnittspreis von 1,36 Mk. angenommen. Dieſer Preis hat ſich
er inzwiſchen erhöht bis auf 2,20 Mk. Eine weitere Ver-
euerung der Kohlenkoſten iſt dadurch eingetreten, daß durch ver
minderte Güte der Kohle ein nicht unerheblicher Mehrverbrauch,
jezogen auf das Kubikmeter Waſſerförderung, verurſacht iſt, der
a 22 Prozent der im Haushaltsplan vorgeſehenen Menge be

rägt. Jn ähnlicher Höhe bewegt ſich die Ueberſchreitung bei den
ohnausgaben; alle anderen Koſten des Betriebes und der Unter
haltung der Betriebsanlagen weiſen z. T. noch weitergehende
teigerungen auf. Deckung kann nur durch eine entſprechende

Frhöhung des Waſſerpreiſes gefunden werden.
Es wird beſchloſſen, daß der Waſſerpreis mit Wirkung vom
1, Januar 1920 ab von 28 Pf. auf 45 Pfennig je Kubik-
meter erhöht wird, mit dem Zuſatz, daß S 4 der Verordnung
her Waſſergebühr dahingehend geändert wird, daß dem Mieter
uf Wunſch ſeitens des Waſſerwerks die Höhe des entnommenen
haſſers bekanntgegeben wird. Ein Reingewinn für die
Hämmereikaſſe iſt in dieſer Erhöhung nicht vorgeſehen.

Ver-
außerz
telichEin

zeheim-
ahmen,

ſonſt

t

J e T
e hls-
itär-

unter
aus-

it dem

vilver-
n An

u r
ringen.
kungen
er Zu

aſſenen
efehls-

0 aufr

Mark

inzel-
o

andelt,
thalts-
Selage-
1329),

en des

ern.

holksſchule eine Lehrerinnenſtelle, b) an den Mittelſchulen zwei
Lehrerſtellen und ſämtliche Hilfslehrerinnenſtellen, c) an der Vor
ſchule des Stadtgymnaſiums zwei Lehrerſtellen einzuziehen,

an den evangeliſchen Volksſchulen die fünf Lehrerſtellen, die
iden Jahren 1915 und 1916 gegründet, aber bisher von Hilfs

lehrerinnen verwaltet worden ſind, zu beſetzen, e ar i Lehre
rinnenſtellen einzurichten, die im Haushaltsplan für 1919 zur
Annahme vom Hilfskräften vorgeſehenen 20000 M. im Haushalts-
plane für 1920 zu belaſſen und die vier eingezogenen Lehrer-
ſtelen der Vorſchule und der Mittelſchulen den evangeliſchen
Lolksſchulen zu überweiſen, e) zur Vertretung von erkrankten
unt beurlaubten Lehrern und Lehrerinnen 3 Lehrer und 3 Lehre-
rinnen anzuſtellen, dafür aber die im Haushaltsplane für 1919
vorgeſehenen 26 000 Mk. um 17 000 Mk. zu kürzen, ſo daß an
dieſer Stelle im Haushaltsplan für 1920 nur 9000 Mk. ver
bleiben. Es ſollen ferner bis auf weiteres an den evangeliſchen

mpfer Volksſchulen keine Lehrer- und Lehrerinnenſtellen eingezogen
Bord, werden, um die ſo nötige Herabſetzung der Zahl der Schüler und
York Schülerinnen in allen Klaſſen der Volksſchule zu erreichen.

rufen Nit Annahme dieſes Antrages wird die Ausgabe für die Mittel
euzer und Volksſchulen um insgeſamt 15 400 Mk. ſteigen.
blei- Dem Magiſtratsantrag, 20 Stadtſekretärſtellen in Obertland. ſtadtſekretärſtellen mit Wirkung vom 1. April 1920 ab umzu

m wandeln, wird zugeſtimmt. Eine Erhöhung des Etats iſt damit
nicht verbunden. Stadtverordneter Heine gibt dem Wunſche

men, Ausdruck, auch die techniſchen Sekretäre bei einer Beförderung
jeute zu berückſichtigen. Für die Herrichtung von 82 HeckenBe-
ium, gräbnisſtellen auf dem Südfriedhofe werden 7500 Mk. aus dem
voll älgemeinen Dispoſitionsfonds bewilligt.
iges, Mittelbewilligung für Kohlenanfuhr.
an Der Magiſtrat hat unter dem 3. Oktober 1919 80 000 Mk. für
nie den Ausbau der Straßenbahn für Kohlentransportzwecke vor

nnte ſehen. Die Ortskohlenſtelle hat auf Grund dieſer Bewilligung
rem ſie erforderlichen Vorarbeiten erledigt.

d Der Transport der Kohle auf der Straßenbahn bezwecktun weierlei: 1. ſoll er es ermöglichen, mehr Briketts für Halle an
liche zufahren, als es bisher durch die Staatsbahn auf Grund der von
vor dem Reichskohlenkommiſſar vorgeſehenen Verteilung möglich war,
ken, r uſahren; 2. ſoll dieſer Transport mit der Straßenbahn die
iger ſten für die Zufuhr der Briketts im Landwege, die infolge der
icht. eigenden Fuhrlöhne und Automobilkoſten ſich ſtändig erhöhten,
ſie erbilligen. Die Koſten für den Automobiltransport ſtehen jetzt

auf 5 Mk. für den Zentner und werden vorausſichtlich ſich noch
veiter erhöhen. Beim Transport mit der Straßenbahn iſt jedoch

lut, nur mit einem Preiſe von 50 Pf. bis zu 1. Mk. zu rechnen.
tebe Die Ortskohlenſtelle hofft von der Grube Cecilie bei einem

Lagenpark von 6 Wagen täglich 300—600 Zentner
teranholen zu können. Es ſind dies 10 Prozent des im Land

or wehe einzudeckenden täglichen Verbrauchs und 4 Prozent des
glichen Verbrauchs der Stadt Halle. Durch die Beſchaffung
weiterer Wagen werden dieſe Mengen noch erhöht werden. Die
Lerſammlung beſchließt die Bewilligung der hierzu notwendigen

tete itlel. Stadiv. Oſterburg (Unabh.) teilt mit, daß der
nde Letrieb bereits am Donnerstag eröffnet wird
ren R mit einer Eröffnung des geſamten 6-Wagenbetriebes in etwa
ſig Tagen zu rechnen ſei.

Einer Erhöhung des Einkaufsgeldes für Kaufſtellen im
vſrital St. Cyriaci et Antonii um 5 Prozent wird zugeſtimmt.

ihr Einkaufsgeld wird in Zukunft bei einem Eintxittsalter von
ge W Jahren 10 934 Mk. betragen. Mehrere der Stadt vermachte

zegate für Grabpflege werden angenommen. Stadtv.ir Abrecht (Unabh.) hält es im Jntereſſe der Stadt für geboten,
an R Annahme derartiger Legate davon abhängig zu machen, daß
en ein ſolches Legat mindeſtens 2000 Mk. beträgt und ſich die damit
d derbundene Verpflichtung auf nicht länger als 80 Jahre erſtreckt.
nd T. Stadtv. Keil (Dem.) begrüßt im Namen ſeiner Fraktion

keſen Antrag, verwahrt ſich aber gegen die Beſchränkung der
kerpflichtung auf 30 Jahre. Stadtv. Hildebrandt
Unabh.) halt eine Debatte über dieſen Punkt nicht für not-
wendig da nach ſeiner Meinung im Jahre 2009 ein vorliegen

ewählt, die aus 3 Magiſtrats

Es wird ferner beſchloſſen, Oſtern 1920 a) an der katholiſchen

des Legat legt eine Verpflichtung bis zu dieſem Zeitpunkte aufdie ſozialiſtiſche Geſellſchaft mit „all dieſem Echwinder

geräumt“ habe.

Die Unabhängige ſozialdemokratiſche Frak-tion hat folgenden Antrag eingebracht: „Der Magiſtrat wird
erſucht, Mittel und Wege ausfindig zu machen, um die kaſer-
nierte Proſtitution im Stadtbezirk Halle aufzuheben.“

Der Antrag wird von Frau Stadtv. Krüg er begründet: Der
Soziale Ausſchuß hat ſich im Prinzip für die Aufhebung der
kaſernierten Proſtitution ausgeſprochen. Es ſprechen für dieſen
Antrag verſchiedene Gründe. Einmal befinden ſich die Bordelleumeiſt in der Nähe von kleinen und billigen Wohnungen und

bilden ſomit eine große Gefahr für die heranwachſende Jugend.
Des weiteren wird durch die kaſernierte Proſtitution dem Mäd-
chenhandel durch Verſchleppung der Dirnen von einem Bordell
zum andern Vorſchub geleiſtet. Auch können die Mädchen, wenn
ſie einmal kaſerniert worden ſind, ſchwerlich wieder zu einem
ordentlichen Lebenswandel zurückgeführt werden. Jn Halle gibt
es zurzeit 50 kaſernierte Proſtituierte. Da man ohnehin gegen
die anderen Dirnen machtlos iſt, ſo wird durch die Kaſernierung
dieſer 50 einer Verbreitung von Geſchlechtskrankheiten kaum
vorgebeugt werden. Die Abſtimmung ergibt Annahme des
Antrages.

Erweiterung des Sänglingsheims.
Der Antrag der Deutſchnationalen Fraktion,

den Magiſtrat zu erſuchen, umgehend eine Vorlage für die
Erweiterung der beſtehenden Säuglings-
kheime oder die Neuerrichtung eines zweiten
ſtädtiſchen Säuglingsheimes zu machen, wird von
Fräulein Stadtv. Boltze begründet: Es beſtehen zurzeit unge
heune Schwierigkeiten in der Unterbringung der Säuglinge,
und zwar ſind dieſe Schwierigkeiten für ein uneheliches Kind
weit größer als für ein eheliches, das in der Familie erzogen
werden kann. Der beſte Ausweg wäre, wenn möglichſt viele
Mütterheime gegründet würden. Es würde damit erreicht, daß
die Mutter nicht von ihrem Kinde getrennt und die Liebe zu
dieſem geweckt wird. Ein Erſatz für die Errichtung von
Mutterheimen wäre die Unterbringung der Säuglinge in Pri-
vatpflegeſtellen. Dies iſt zurzeit mit Rückſicht auf die ungün-
ſtigen Wohnungsverhältniſſe ſehr ſchwierig. Es bleibt daher
nichts weiter übrig, als die Säuglingsheime zu erweitern. Die
damit verbundene Jnfektionsgefahr taber der Säugling iſt doch dann wenigſtens untergebvacht. Wir
haben uns entſchloſſen, unſeren Antrag folgendermaßen abzu
ändern:

„Der Magiſtrat wird erſucht, die Verwaltunß des ſtädti
ſchen Säuglingsheimes ſo zu geſtalten, daß in ihm eine
größere Anzahl von Säuglingen als bisher Aufnahme finden
kann und ferner Vorſorge dafür zu treffen, daß die unver-
zügliche Aufnahme von Säuglingen gewährleiſtet wird.

Stadtv. Hildebrandt (Unabh.) ſpricht ſich gegen die
Unterbringung von Säuglingen in Privatpflegeſtellen aus, da
dadurch die betreffende Pflegemutter in Verſuchung geführt
würde, die für den Säugling gelieferte Milch für ihre eigenen
Kinder zu verwenden. Dieſen Einwurf weiſt Stadtv. Bundt
mit dem Hinweiſe ab, daß ſich nach dieſer Richtung hin ſehr
leicht eine Kontrolle bewerkſtelligen ließe, um des weiteren den
Antrag auf Errichtung eines zweiten Säuglingsheimes warm
zu befürworten. Durch die Mitteilung des Oberbürger
meiſters Dr. Rive, daß der Magiſtrat bereits zur Errichtung
eines zweiten Säuglingsheimes Stellung genommen habe, das
auf dem Gebiete der Bethke-Lehmann Stiftung errichtet werden
ſoll, wird der Antrag erledigt. Für den Ausbau des Gmilien-
heims werden 18 000 M. bewilligt.

Der Antrag auf Erhöhung der Euvwerbsloſen-Unter-
ſtützung wird von der Tagesordnung abgeſetzt.

An die von deutſchnationaler Seite eingebrachten Anträge
auf Kommunaliſierung der Lichtſpielhäuſer
und namentlich auf Beſeitigung oder Einſchränkung
ſchädlicher Folgen von Streiks ſchließen ſich lange und er
regte Ausſprachen an. Wir kommen auf dieſe Punkte in der
heutigen Abendausgabe noch ausführlich zurück.

Der Ferchlandt Prozeß
Der Zeuge Hauptmann Pinkvoß, der unſer 36er Füſi-

lier- Regiment aus dem Felde zurückgeführt hat, bekundet, daß
die Zuſtände in der Kaſeune I geradezu ekelerregend geweſen
ſind. Er hat ſich mit den Mannſchaften ſeines dort liegenden
Bataillons ausſprchen wollen und dasſelbe eines Tages vor-
mittags auf den Kaſernenhof befohlen. Politik ſollte dabei
nicht befprochen werden, ſondern nur beraten, wie dem Unweſen

n Ordnung und Disziplin abgeholfen werdenWante. Jhm iſt aber mit ſeiner Ausſprache der Angeklagte
zuvorgekommen, indem dieſer eine aufreizende Rede hielt.
Was Ferchlandt geſagt hat, weiß Zeuge nicht anzugeben. Nur
aus den Folgen des Auftretens dieſes Uſurpators der Mili-

tärgewalt, welche ſich bald bei den Mannſchaften zeigten, konnte
er ſich ſein Urteil bilden.

Bei den Erörterungen hierüber erlaubte ſich der
Angeklagte, wiederholt ſtörend in die Verhandlung ein

zugreifen, indem er zuerſt an den Vorſitzenden Fragen richtete.
Solche Uebergriffe, die nur den Zweck haben, ſeine Taten zu
beſchönigen und zu entſchuldigen, beſtimmten den Vorſitzenden,
dem Angeklagten zum zweiten Male ganz energiſch zu ſagen,
daß in Zukunft eventuell/ohne ihn weiter verhan-
de l t wird.

Zeuge Lin. d. Reſ. Michaelis berichtet ſodann von der
ihm in der Nacht zum 9. Januar 1919 gewordenen Mißhand-
lung und ſeiner ganz un begründeten Verhaftung.
Linn. d. Reſ. Endee kann nur dasſelbe bekunden, was Zeuge
Pinkvoß beſchworen hat. Ueber den „Dienſt“ unter dem
Regime des Ferchlandt äußert ſich Zeuge Vizefeldwebel Stolle
abs damaliger Regimentsſchreiber dahin, daß eigentlich
gar kein Dienſt war; nicht einmal ein Beerdigung s
Kommando ſei zuſammen gebracht worden, nur die
Wachen ſeien früh 9 Uhr täglich eingeteilt worden im übrigen
hat der „Soldaten-Rat“ alles laufen laſſen,
wie es eben lief. Jede Disziplin, Ordnung und Höflichkeit
ſeien verſchwunden geweſen. Das Gleiche bekundet Zeuge
Feldwebel Müller und gibt das Ende der aufreizenden Rede
des Ferchlandt, mit der er Hauptmann Pinkvoß zuvorkagm, ge-
nau wieder: „Leute, denkt daran, was Jhr zu ankworten
habt, wenn jetzt Euer Regiments Kommandeur zu Euch
ſpricht!“ Der Zeuge Feldwebel Weidling gibt J
in demſelben Sinne ſein Zeugnis ab; er will aus dem Munde
Ferchlandts gehört haben: wie Jhr die Rede jetzt
gaufgunehmen habt!“

Selbſtredend iſt n ach dieſer Rede die Stimmung ge-
gen Pinkvoß umge ſchlagen. Der Zeuge Verwal
tungsJnſpektor Bankwitz hat ſeine Geſuche um Ordnung
in der Artillerie-Kaſerne ſtets an den Vorſtand des Sol
datenvats gerichtet (einen gewiſſen Peilecke); er hätte aber ge
hört, daß ſeine Geſuche natürlich auch damals durch die Kom-
mando- Gewalt Ferchlandts indirekt ihre Erledigung
fanden.

Sodann meldeten ſich bei dem Beſprechen der Ereigniſſe
auf dem Riebeckplatz aus Anlaß des bürgerlichen Demon-
ſtrationszuges aus dem Publikum heraus die Zeugen
Böſemann und der frühere Jnhaber der „Goldenen Kugel“,
Stünkel. Erſterer ſagt aus, daß vom Balkon des Hotels nur
Schreckſchüſſe durch einen Matroſen am MaſchinenGewehr ab-
gegeben wurden. Der frühere Wirt bekundet dagegen, daß
gegen 10 Uhr an 12. Januar Matroſen mit zwei Maſchinen-

läßt ſich nicht beſtreiten,

klarheit.

gewehren das Eckzimmer und je ſechs Matroſen die HausEin
gänge beſetzt haben, worunter auch Meſeberg ſich befand. Der

Zeuge St. hat dieſem die Bitte vorgetragen, nur keiSqhle bereit zu machen, dem die Artillerie dent ger ich

den urücken. Als der
nicht ſchießen zu haſſen. Es iſt abee Tee non mhaſteren, ung

Heute begann die auf etwa 2 Wochen berechnete diesjährige Schwurgerichtsperiode unter c arthe des
Landrichters Kißner. Angeklagt war die 1859 geborene noch
unbeſtrafte Hebamme Frau Anna Pötzzſch, geb. Raap, wegen
Lohnabtreibung. Sie ſollte drei Schwangeren gegen Entgelt
die Leibesfrucht abgetrieben haben. Die Verhandlung fand unter
Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtatt. Die Geſchworenen bejahten
alle Schuldfragen, worauf das Gericht die Angeklagte zu einer
Geſamtſtrafe von 2 Jahren 6 Monaten Zuchthaus und zu
5 Jahren Ehrverluſt verurteilte. 4 Monate der Unterſuchungs-
haft wurden als verbüßt in Anrechnung gebracht. Die Ge
ſchworenen beſchloſſen auf Anregung des Verteidigers, Rechts
anwalts John, einſtimmig, ein Gnadengeſuch zu befürworten, um
eine mildere als die geſetzliche Strafe herbeizuführen.

Die Handelskammer hatte am 12. Januar die durch den
Krieg im Ausland geſchädigten Jnlanddeutſchen zu
einer Beſprechung gebeten, deren Zweck war, eine Arbeitsgemein-
ſchaft zur Vertretung der Mitglieder des Verbandes zu wählen,
aus der ſich ſpäter eine Vorprüfungskommiſſion ergeben ſoll.
Die Spruchkommiſſion, die über die Anträge auf Schadenerſatz
entſcheidet, wird ihren Sitz in Leipzig haben. Jhr Bezirk
umfaßt die Handelskammerbezirke Halle, Deſſau, und Lie
ſächſiſchen Handelskammerbegzirke, vielleicht auch noch die von
Thüringen. Der gewählte Arbeitsausſchuß wird zunächſt über
die Organiſation und Geſchäftsführung beſchließen Wir hoffen,
demnächſt von berufener Seite Näheres über das Weſen und die
Ziele des Verbandes der im Ausland geſchädigten Jnland
deutſchen bringen zu können,

F StraßenbahnFahrſcheinhefte. Die zu 2 M. von den
Schaffnern an die Fahrgäſte verkauften Fahrſcheinhefte und die
als Wechſelgeld verausgabten einzelnen Fahrſcheinheftſcheine
verlieren ab 15. d. M. die Gültigkeit. Beſitzer derartiger Hefte
oder Heftſcheine werden erſucht, ſolche gegen Nachzahlung des
durch die Tariferböhung bedingten Mehrpreiſes in den Verkaufs
ſtellen Berliner Straße 1 und Seebener Straße 62 umzutauſchen.

Falſche 50 Mark-Banknoten. Seit kurzem ſind Nachbil
dungen der roſafarbigen Reichsbanknoten zu 50 Mark mit dem
Datum des 21. April 1910 aufgetaucht. Die Nachbildungen ſind
hauptſächlich daran zu erkennen, daß die Riffelung des Papiers
fehlt. Die Faſerſtreifen, die den Nachbildungen fehlen, ſind
durch eine gelbliche Tönung des Papiers oberflächlich nachge
ahmt. Das Papier iſt unregelmäßig beſchnitten. Die Nummern
beſtehen aus verſchiedenen großen und kleinen Typen mit ab-
weichendem Schriftcharakter, und zwar ſind die letzten drei
Ziffern etwas kleiner als die anderen. Der Kreis in der Mitte
der unteren Begrenzung zur Mittelguilloche iſt unten rechts über
dem zweiten „p“ in der Unterſchrift „v. Glaſenapp“ etwas abge
flacht. Vor Annahme der Falſchſtücke mit obengenannten Kenn
zeichen wird gewarnt.

Vorſicht im Verkehr mit Händlern. Aus Anlaß verſchie
dener Vorfälle werden wir erſucht, darauf hinzuweiſen, daß
ſolche Perſonen, insbeſondere Händler, welche die nach S 1 der
Verordnung vom 24. Juni 1916 erforderliche Erlaubnis zum
Handel mit Lebens- und Futtermitteln nicht beſitzen, trotzdem
aber Geſchäfte mit Landwirten abſchließen, bei weichender oder

Konjunktur jederzeit den Einwand erheben können,
as Geſchäft ſei nach S 134 BGVB. nichtig. Es liegt auf der Hand,

daß auf dieſe Weiſe dem Landwirt, ſei es als Käufer oder Ver
käufer empfindlicher Schaden erwachſen muß, wenn er eventl.
auch im Prozeßwege den betreffenden Händler auf Grund des
8 826 BGVB. haftbar machen kann.

Verkehr mit Benzol. Ueber den Bezug von Benzol zu
Verkehrs und gewerblichen Zwecken herrſcht vielfach noch Un

Es wird daher darauf hingewieſen, daß die Zuteilung
von Benzol zu Verkehrszwecken durch den Regierungspräſidenten
erfolgt. Benzol, das anderen als Verkehrszwecken dienen ſoll,
wird durch beſondere amtliche und private Verteilungsſtellen zu
gewieſen, die beim Reichswirtſchaftsminiſterium, Sektion II 50O,
Berlin W. 15, Kurfürſtendamm 198/194, erfragt werden können.
Gleichzeitig wird auf die in Nr. 20 der Mitteldeutſchen Hand
werker-Zeitung“ abgedruckte Bekanntmachung der Handwerks-
kammer Halle vom 8. Oktober 1919, betr. Benzolverteilung auf
merkſam gemacht.

ii. Jm Lehrerverein Halle und Umgegend ſprach Lehrer
Kruſekopp Lettin über die „Forderungen zu den Einigungs
beſtrebungen innerhalb der Lehrerveteine“, wobei feſtgeſtellt
wurde, daß die Zahl der Mitglieder des N. Pr. L.-V. zum Wohl
der Landſchule nicht zurückgegangen iſt. Ueber die Verhand
lungen des Peſtalozzi-Vereins führte derſelbe Redner folgendes
aus: Jedes Mitglied einer Lehrervereinigung muß zum
engeren Zuſammenſchluß von jetzt ab zugleich dem Peſtalozzi
Verein angehören. Eine Nachzablung ſoll nicht ſtattfinden. Die
Kaiſer-Wilhelm-Auguſta-Stiftung ſoll vom Altpreußiſchen
Lehrerverein aufgegeben werden, wenn die anderen Verbände
eine Stiftung überweiſen, die dem Verhältnis entſpricht. Von
jedem Mitglied unſeres Vereins ſollen zu dieſem Zwecke pro
Jahr 5 Mark extra erhoben werden. Ueber die Verhand
lungen der Synodalverſammlung der 2. Land-Ephorie Halle zum
Schulkompromiß führte genannten Redner und Lehrer Dölkel
Peißen kurz folgendes aus: Es beſtehe keine Differenz zwiſchen
Geiſtlichkeit und Lehrerſchaft, beide wollten zuſammenarbeiten
unter folgenden Geſichtspunkten: 1. die Schule übernimmt den
geſchichtlichen Religionsunterricht, 2. bei Aufſtellung der Stoff
pläne ſoll die Kirche gehört werden, 3. das Aufſichtscecht der
Kirche weiſt die Lehrerſchaft ab, auch über den Religionsunter-
richt hat der Staat die Aufſicht zu führen.

Jm Gartenbauverein Halle ſpricht am Donnerstag, den
15. Januar, um 8 Uhr abends im Hörſaal des Landwirtſchaft-
lichen Jnſtituts Gartenbauinſpektor Hans Gerlach an Hand
von Lichtbildern über „Die heimatlichen Blumen des deutſchen
Gartens als Farbenſpiel der Gartenſchönheit im Rahmen der
Siedlung.“

i. Der diesjährige zweite Holzſchlag in der Dölauer Heide
befindet ſich jenſeits des Cöllmer Weges am tiefen Einſchnitt der
Hettſtedter Bahn unweit des Tonberges.

FamilienNachrichten.
Geburten. Stadtverwaltungsſekretär Kurt Eichler und

Frau Martha geb. Bote (Sohn). Fritz Jakob u. Frau
Ella geb. Mahhoff (Tochter).

Verlobungen und Eheſchließungen. Verlobung der Tochter
Ella des Rechnungsrats W. Focke in Freienwalde mit dem
Kaufmann Rudolf Weymar in Halle. Vermählung
Joſeph Bobhatſch und Anna geb. Bartl in Halle.

Todesfälle. Am 9. Januar Buchhändler Georg Willibald
Fritz ſche im 57. Lebensjahr. Kaufmann Fritz Mäurer
im 37. Lebensjahr. Am 11. Jannar Schrankenwärter Franz
Günther im 67. Lebensjahr. Am 10. Januar Kgl. Bade
meiſter a. D. Robert Jeßner jm 73. Lebensjahr. Lehrerin
Gertrud Schleusner im 29. Lebensjahr. Minna Kiel
im 53. Lebensjahr. Am 9. Januar Hedwig Drubig.
Emilie Wege im 79. Lebensjahre. Am 10. Januar Frau
Avotheker Klatte.

und Paetz bringen
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Provinz Sachſew
Anhaltiſcher Lehrerverein

e. Güſten, 10. Januar.
Die Vertreterverſammlung des Anhaltiſchen Lehrervereins

fand heute in Anweſenheit von 65 Vertretern und 20 ſonſtigen
Teilnehmern ihren Abſchluß. Von der Oberſchulbehörde war
Oberſchulrat Dr. Arndt erſchienen. Der erſte Punkt der
Tagesordnung betraf die Reichsſchulkonferen z, die be
kanntlich nach Oſtern in Berlin zuſammentreten ſoll. Von den
400 Vertretern aus ganzen Reiche entfallen 24 auf den
Deutſchen Lehrerverein; in dieſer Zahl iſt der r Lehrer
verein durch einen Delegierten vertreten, und r durch Len
Vorſitzenden Bethge; deſſen Vertreter iſt Lehrer Albrecht-
Cöthen. Zur Frage der Neugeſtaltung der Lehrer-
bildung wurde folgende Entſchließung angenommen.

1. Die Lehrerbildung iſt nach den Grundſätzen, die für die
d h Fußballmeiſterſchaft iſt auf den 16. Mai

2. a) Die allgemeine wiſſenſchaftliche Vorbildung wird auf ie Austragung der Zwiſchenrunde wurde auf den 2. Juni un
öhere Bildung im allgemeinen gelten, für das ganze
eich einheitlich zu regeln.

einer höheren Schule, b) die beruſeswiſſenſchaftliche Aus
bildung wird auf einer Hochſchule erworben. Die Mindeſt
dauer des Studiums iſt auf drei Jahre feſtzulegen.

3. Die Einrichtungen für das Berufsſtudium der Lehrer ſind
an die beſtehenden Hochſchulen anzuſchließen.

Punkt 8 der Tagesordnung betraf den
Religionsunterricht.

Es wurde mit 34 gegen 831 Stimmen folgender Antrag Fritſche
Bernburg angenommen: Der Anhaltiſche Lehrerverein bekennt
ich grundſätzlich zu den Programmforderungen des Deutſchen

hrervereins, die ſich auf Schul und Religionsunterricht be
iehen. Er bedauert daher das durch die Verfaſſung in Weimar

feſtgelegte verhängnisvolle Schulkompromiß. Angenommen
wurde auch der Antrag des Hauptvorſtandes: Die Vertreter
derſammlung des Anhaltiſchen Lehrervereins erkhärt von vorn

in, daß die anhaltiſchen Lehrer die Beteiligung an einem
eligionsunterricht, der von der Kirche irgendwie beeinflußt oder

beaufſichtigt würde, ablehnen. Schließlich wurde noch einem
ntrag Gerlebogk zugeſtimmt, der fordert, daß die Erteilung des

Religionsunterrichts in der Oberſtufe der ein und zweiklaſſigen
Schulen anſtatt in zwei Abteilungen in einer Abteilung vor
genommen werde.

Der. nächſte Punkt der Tagesordnung betraf den Ausbau
der Schulen. Nahezu einſtimmig wurde hierzu der folgende
Antrag des Hauptvorſtandes angenommen:

1. Die Vertreterverſammlung erſucht die Oberſchulbehörde,
baldigſt in Vorarbeiten für den Ausbau der anhaltiſchen
Volksſchulen in den größeren Orten in achtklaſſige Anſtal-
ten einzutreten

2. Sie erſucht ferner, in allen Schulen von Oſtern 1920 ab
das Turnen einzuführen.

3. Den für das weibliche Geſchlecht einzuführenden Pflicht-
fortbildungsſchulen möge der jetzt im Volksſchullehrplan
enthaltene Haushaltungsunterricht überwieſen werden.

Punkt 5 der Tagesordnung betraf die
wirtſchaftliche Selbſthilfe.

Hierzu wurde beſchloſſen: Die Vertreterverſammlung des An
haltiſchen Lehrervereins erſucht den Landesverband der Be
amtenvereine Anhalts, ſofort in eine Organiſ tion der wirt-
ſchaftlichen Selbſthilfe in weiteſtem Umfange einzutreten. Fer
ger wurde beſchloſſen, die Vereinsbeiträge und die Zeitungs-
bezugsgebühren für die kriegsgefangenen Mitglieder auf die
Vereinskaſſe zu übernehmen.

In der Frage der Urlaubserteilung an Schulrin der wurden folgende Forderungen aufgeſtellt:
Zur Urlaubserteilung für Schulkinder ihcer Klaſſe bzw.

ihrer Schule (Schulen) ſind befugt:
1. Klaſſenlehrer und Klaſſenlehrerinnen für drei Tage

innerhalb eines Monats.
2. Alleinſtehende Lehrec, Erſte Lehrer, Hauptlehrer und Rek

toren; die drei letzten nach Benehmen mit dem Klaſſen
lehrer (der Klaſſenlehrerin), bis zu zwei Wochen innerhalb
eines Vierteljahres.

3. Kreisſchulinſpektoren nach Benehmen mit dem Rektor,
Hauptlehrer uſw. für die Dauer von mehr als zwei
Wochen bis zu ſechs Monaten

Alle Urlaubsbewilligungen ſind in der Verſäumnisliſte
kenntlich zu machen. Es iſt Aufgabe der Lehrerkonferenz,
darauf hinzuwirken, daß Ungleichmäßigkeit in der Urlgubs
erteilung möglichſt vermieden wird.

Schließlich wurde für Privatunterricht der Mindeſtſatz von
5 Mark für die Einzelſtunde feſtgeſetzt und darauf die Verſamm
lung geſchloſſen.

ii. Dölau, 11. Jan. EEinord nung in rklaſſe A.) Dölau n mit ſeiner Villenkolonie und als
ort von Halle wie dieſes in die Klaſſe der teuerſten Orte ge
dommen, und zwar rückenwirkend vom 1. Januar 1919 ab.

L Burg, 12. Jan. (Auf dem Parteitage der
Deutſchnationalen Volkspartei) für den Kreis
Jerichow I wurde folgende Entſchließung angenommen
„Die zu einem Parteitage verſammelten Mitglieder und
Freunde der Partei ſprechen den Abgeordneten Schiele, Beh
rends und Frl. Behm nach ihren Vorträgen ihren Dank und
volles Vertrauon aus. Gleichzeitig erheben wir ganz entſchie-
den Einſpruch dagegen, daß die zum Zwecke der Verabſchiedung
der Reichsverfaſſung gewählte Nationalverſammlung noch wei
ter mit Arbeiten betvaut wird, die nicht derſelben, ſondern
einem auf Grund der neuen Verfaſſung gewählten Reichstag

namentlich auch deshalb, weil wir glauben, daß weder
Zuſammenſetzung der Nationalverſammlung und Regierung

dem Willen des Volkes entſpricht, noch auch dem Jntereſſe
unſeres darnicderliegenden Vaterlandes gerecht wird. Wir rich
ten deshalb einſtimmig die Mahnung und Aufforderung an
unſere Abgeordneten, immer wieder aufs neue mit allen thnen
e rin ſtehenden Mitteln zu fordern, Neuwahlen; jetzt hat

deutſche Volk das Wort!“
Rudolſtadt, 12. Jan. (Gefährliches Hochwaſſer)

zeigt ſeit geſtern die Saale. Jnfolge der geſtern eingetretenen
außerordentlich milden Witterung wurde die
derart beſchleunigt, daß das Flußbett die von den Höhen herab
ſtrömenden Waſſermengen nicht zu faſſen vermag. Heute vor
mittag war die ganze Verbindung zwiſchen der Stadtbrücke
und Cumbach überflutet. Der Verkehr kann nur durch Kähne
aufrechterhalten werden. Das geſamte Vorgelände, ein Teil
der großen Wieſe, ſowie der kleine Exerzierplatz und der ganze
Stadtpark ſtehen unter Waſſer. Weiteres Steigen des Hoch-
waſſers wird wegen der anhaltenden milden Witterung be
ſürchdet.

„H. 5.“ Sportberichte
H. F. C. von 1910. In der Jahresverſammlung wurden
folgende Herren in den Vorſtand neugewählt: 1. Vorſ. A. Voigt,
Schönitzſtraße 18, 2. Vorſ. O. Beyer, 1. Schriftf. P. Spröte,
Jakobſtraße 23, 2. Schriftf. R. Börkner, Kaſſierer: W.
Bönſch, Schwetſchkeſtraße 8, Gerätewart: P. Werner,
Paſſendorf, Spielausſchußvorſitzender: A. Stohe, Viterage 20,
1. Spielf. K. Franke, 2. Svielf. P. Hoffmann, 3. Spielf.
Ziegler. Zuſchriftenadreſſe für Mitglieder und Kaſſenweſen
an den 1. Schriftführer, für Spielangelegenheiten A. Stoye,
Witteſtraße 20.

Die Wahlverſammlng der Deutſchen Sportbehörde in
Halle. Da die von Süddenkſchland mit Rückſicht auf Faſtnacht
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veantragte Verſchiebung der Wahlverſammlung der Deutſchen
Sportbehörde für Athletik vom 14.715. Februar auf den 21. Fe
bruar nicht möglich iſt, wurde die Wahlverſammlung nunmehr
von Stuttgart e l le verlegt.

Bundespokalſpiel Berlin gegen Südoſtdeutſchland. Die Ber
liner Verbandsmannſchaft, die am 25. Januar in Breslau im
n hre um den Bundespokal gegen Südoſtdeutſch-
land antritt, hat ein gang verändertes Ausſehen erhalten, da
der Südkreis, der mit feinen Spielen noch im Rückſtande iſt, bei
der r nicht berückſichtigt werden konnte. Die Mann-

aft iſt nunmehr wie folgt aufgeſtellt worden: Tor: Schulze
erolina), Verteidiger: Standtke (UnionOberſchöneweide) und

Diemer (Sportverein 92), Läufer: Prechelt (Minerva), Jüngel
Sportverein 92) und Harbarth (TritonSpandau), Stürmer:
eiſerowitſch (Tennis Boruſſia), Gebrüder Strehlke (Wacker-

Tegel), Siebert (Hertha) und Zierau (Oſtend). Obwohl bei der
Mannſchaft die bewährten Spieler von Viktoria, Preußen und
Union fehlen, hat die Spielſtärke doch nicht viel gelitten. Ein
günſtiger Ausgang des Spieles für Berlin kann, trotzdem das

W

Spiel auf dem Boden des Gegners ſtattfindet, erwartet werden.
Deutſche Fußballmeiſterſchaft. Das Vorrundenſpiel um

das Endſpiel auf den 16. Juni anberaumt.
Die Aufnahme des Deutſchen Rugby-Verbandes- Hannover

als Mitglied des Deutſchen Reichsausſchuſſes für Leibesübungen
iſt, einem eigenen Drahtbericht zufolge, ſoeben

Jn Oberhof wurde am Sonnabend das Vobſleighrennen
um den Silbveſterpokal des Bobſleighklubs Oberhof abgehalten.
Sieben Mannſchaften erſchienen am Start. Es wurden eine
Vorfahrt und zwei Wettfahrten ausgetragen. Erſter wurde
„Sturmvogel“ (Führer Walter Gebhardt-Oberhof, Bremſer Her
mann Gebhardt-Oberhof) in 7: 385. Zweiter wurde „Fleder-
maus“ Robert Gorckenbach und Max Oske-Darmſtadt). Die
Strecke betrug 4 Kilometer. Es herrſchte ſtarker Schneefall.

Oberhof, 12. Jan. Die Sportverhältniſſe ſind gut, Ski
und Rodelbahn ſehr gut, Schneedecke von 60 cm, Temperatur

2 Celſ. Veranſtaltungen: 11. Januar Tailing-Rennen,
18. Januar Bobsleigh Rennen et

Die Schneeſchuhmeiſterſchaften des Deutſchen Skiver
bandes, die urſprünglich in Krummhübel im Etrzgebirge ſtatt-

t finden nunmehr nach einem neuen Beſchluß des
orſtandes des Deutſchen Skiverbandes am 17. und 18. Februar

auf dem Feldberg im Schwarzwald ſtatt.
Die erſten großen Skiwettläufe des Winters veranſtaltete

am Sonnabend der Oberharzer Skiklub mit ſeinem
Verbandswettläufen in Braunlage (Harz). Der erſte Tag
e bei glänzenden Schneeverhältniſſen überraſchend gute

eiten.
Der Wiener Fußballklub Rapid, der ſeine ſchweizer Fuß-

ballreiſe von drei ſchönen Erfolgen gekrönt ſah, ſpielte auf der
Heimreiſe in Stuttgart und ſiegte gegen den S. C. Stuttgart
überlegen mit 6 1.

Volkswirtſchaft
Abdruck der mit einem verſehenen Original-Arttkel und Original- Meldungen des
volfs wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſllenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Deutſch-polniſcher Warenaustauſch
Die genauen Ziffern des deutſch- polniſchen Warenaus-

tauſches, wie er in den Berliner Verhandlungen vereinbart
wurde, ſind:

Deutſchland liefert:
Monatlich 75 000 To. Kohlen zu 120 K. die

Tonne, 5 Monate lang
Einmalig 50 000 To. Kohlen aus ſeinen Vor-

450 000 000

räten 6 000 000Se er 5000 Ziſternen auf 3 Monate, zu
100 monatlich 1 500 000Leihweiſe 100 Lokomotiven und 3000 Waggons

auf 150 Tage 9 900 000400 Waggons Stickſtoffdünger, die Tonne zu

1000 4 000 000Jnsgeſamt für 471 400 000
Polen liefert:

5 500 000 Ztr. Kartoffeln zu 16 88 000 000
100 000 Gänſe zu 20 2000 00020 000 Ztr. Melaſſe zu 15 300 0001000 000 Liter Spiritus zu 30 30 000 000

Jnsgeſamt für 120 300 000
Der Ueberſchuß zugunſten Deutſchlands beträgt demnach

861 100 000

Aktiengelellſchaften
Siemens u. Halske-A.-G., Berlin. Bei der Siemens u.

Halske- Aktiengeſellſchaft betrug für das abgelaufene Geſchäfts
jahr der Geſchäftsgewinn einſchließlich Vortrag 15 736 122 gegen
17 750 818 Mk. im Vorjahre und der Reingewinn 11 457 441
(18 954 W Mk. Darauf werden wiederum 12 Proz. Dividende
galt und ferner 2 Millionen der Sonderrücklage und 500 000

ark dem Dispoſitionsfonds überwieſen. Kraft des Rückganges
der geleiſteten Arbeitsſtunden von 120 Millionen auf 78,5 Mil-
lionen im abgelaufenen Geſchäftsjahr ſtiegen die Ausgaben für
Löhne und Gehälter bei der Siemens u. Halske- Aktiengeſellſchaft
und den Siemens-Schuckert-Werken auf 254 gegen 208 Mil
lionen Mark.

Porzellanfabrik Fraureuth Akt.Geſ. in Fraureuth. Die
außerordentliche Generalverſammlung beſchloß die
Erhöhung des Grundkapitals um 1150 000 Mk. auf
2 Millionen Mark. Von den jungen Aktien ſollen 850 000 Mk.
den Aktionären im Verhältnis von 1:1 zum Kurſe von
110 Proz. angeboten werden, während der Reſt von der Allge-
meinen Deutſchen Creditanſtalt feſt übernommen wird. Ferner
wurde der Antrag auf Ausgabe von 750 000 Mk. 5proz. Hypo-
thekarobligationen genehmigt.

Maſchinenfabrik Kappel Akt.Geſ. in Chemnitz. Von der
Verwaltung wird mitgeteilt, daß das Unternehmen mit Auf-
trägen gut verſehen iſt, weitere Auftrage aber nur mit Vorſicht
hereinnehmen kann, da die ſtändig wachſenden Ausgaben eine
einigermaßen ſichere Kalkulation nicht zulaſſen. Die Arbeits
leiſtung hat ſich etwas gehoben, iſt aber noch nicht befriedigend.
Ueberſtunden zu machen, wird von den Arbeitern nach wie vor
abgelehnt. Es iſt deshalb nicht möglich, die Leiſtungen der Hilfs
maſchinen ſo zu erhöhen, daß weitere Arbeiter eingeſtellt werden
können. Würden ſich die Verhältniſſe in dieſer Beziehung
beſſern, ſo wäre es bei dem vorliegenden Bedarf ein Leichtes,
größere Aufträge hereinzunehmen.

Aktien- Maſchinenfabrik Kyffhäuſerhütte in Artern. Wie
uns von Verwaltungsſeite mitgeteilt wird, ſtehe die Verwaltung
den in den letzten Tagen durch die Zeitungen verbreiteten Mit-
teilungen, wonach mit einer Erhöhung der Dividende,
die im Vorjahre 6 Proz. betrug, zu rechnen ſei, vollkommen
fern. Auch von größeren Auslandsaufträgen ſei der Verwal-
tung nichts bekannt. Wie das Ergebnis des am 31. Dezember
beendeten Geſchäftsjahres ausfallen werde, laſſe ſich noch nicht
überſehen.

Pöge-Elektrizitätsaktiengeſellſchaft in Chemnitz. Die in der
Hauptverſammlung beſhloſſene Kapitalserhöhung um 6 auf 12
Millionen Mark iſt vom Wirtſchaftsminiſterium genehmigt
worden.

Brauerei Gottlieb Büchner A,-G. in Erfurt. Die General
verſammlung genehmigte die Anträge der Verwaltung und ſetzte
die Dividende auf wieder 8 Proz. feſt.

r e rer r n Die m chaft de
abſichtigt eine apitalser ung um an1200 o00 wir

Neue Höchſtpreiſe für Benzol. Die jetzt geltenden, du
r vom 17. Mai feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für Ven
zol und verwandte Körper entſprechen bei den inzwiſchen erheblig
geſtiegenen Kohlenpreiſen, Arbeitslöhnen uſw. nicht mehr den

egenwärtigen Verhältniſſen. Jnfolgedeſſen iſt der Höchſtpreiz
ür Benzol von 108 Mark auf 275 Mark für 100 Kilogramm

Reingewicht erhöht worden. Gleichzeitig wird die bereits h.
ſtehende Beſchlagnahmebefugnis erweitert.

Frankfurter Meſſe. Die zweite internationale Meſſe
Frankfurt a. M. findet vom 2. bis 11. Mai ſtatt

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Der endgültige Friedensſchluß hat

inſofern auf die Börſe gewirkt, als ſich die Spekulation im al

den Känufen der deutſchen Induſtriewerte beteiligt haben. Be
Schluß befeſtigte ſich die Haltueih nahezu allgemein. Be
großem Geſchäft ſtiegen Harpner bis 324, Lombarden S7y,
Phönix 320.

Produktenbericht. Am Hafermarkt hat das Angebot he,
deutend nachgelaſſen, ſo daß ſich die Preisſteigerung wiederum
fortſetzte. Hülſenfrüchte ſind im Preiſe nur wenig verändert
Kleeſgaten ſind bei geringer Kaufluſt ruhiger. Die Be,
ſprechungen hieſiger und auswärtiger Kaufleute mit der Re,
gierung wegen Regelung der Haferkontrakte haben zwar nicht
zu dem Zugeſtändnis behördlicher Maßnahmen geführt. doch ſt
die Behörde mit dem beabſichtigten Verbandsſchiedsgericht ein
verſtanden, deſſen Schiedsordnung im Einvernehmen mit der
Reichsgetreideſtelle aufgeſtellt werden ſoll.

Hafernotierungen:
Bexrlin, 12. Jan. Anländiſcher Hafer, für 1000 ko in Mark

Loko ab S peicher frei Wagen 2660, loko ab Bahn 26,40--26,60 M
ſofortige Abladung ab Ladeſtationen 2600--260 Mk. Tendenz: el

Anszahlungen. Berl. 12 3
erlin, 12. Januar.

Geld Brief Geld BrriefHolland 1926,00 1929,00 Oeſterreich abgſt. 23 2
Dänemark 926,75 928,25 Prag 77,60 7770

Schweden 1084,25 1075,75 Ungarn 26.95 276Norwegen 1009,25 1010,75 Spanien 974225 9757
Schweiz 906,75 908,25 Finnland 179.75 1603Oeſterreich 27.95 28.05

Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt:
Deutsche Werte Deutsche Erdöl 545,-4 Deutsche Sechatz- Deutseche Gasglähl. 5120,secheine VI-IX 73.00 Deutsche Kali 260 755 Deutsche Reichsanl. 77.50 Deutsche Waff. u. Mun. 25250

v 64.50 Donnersmarkhütte 270903 i. o Pire u. LehrmannürkoppwerPreues Konsols S en rn enden 27
J ngelhar ranerei 239.7v M 51.50 Felten u. Guilleaume 278,4 Charl. Stadtanl. 89/99 93.60 Gasmotoren Dentz i
4 Magdeb Stadtanl. 9106 Gebhardt u. Co.
49 n. Sächs. landsehaft- Gebhardt u. König 186liche Pfandbriefe Gelsenkirech. Bergb. 336.504 Preuss. Centr. Bod.- Glauziger Zuckerfbr. 334Pfandbriefe 96.80 Hallesche Masch.-Fabr. 498,-
4 Preuss. Hypot. Bank- Hann. Maseh. 418,-Pfandbriefe 1911. 100.00 Harpener Berg 320.004 Dessauer Gas-Oblig. Hasper EBisen 12905,

4 I Ku 8035Ausländ. Werte öohster Farbw.4 Georr Kron. Rente 25,50 Hoeseh Eisen u. Stahl 35.-
4 Vngar. Gold-Rente 65, Hohenlohe- Werke 179
4 Vngar. Kronen-Rente 33.60 Magen 7Risenbahn-Aktien: Kahia Porzenan
Halberstadt -Blankenb. 74. aliw. Aschers leben 272.-
Halle-Hettstedter 88.00 Körbisd. Zuoker- Akt. 231.Sohantungbahn 785.50 Kytthäuserhbütte i.Allg. Lokal-Str 129 50 Lahmeyer u. Co. 150,-Gr. Berl. Str. 123. Landw. Bank d. Pr. Sa.Magdeburger Str.-B. auchhammer 20900r. Prinz Heinrich. B. I LaurahütteOrientbahn 429.25 Lingel. Erfurt cn gel. Erfu 292.Schifſtahrts- Akt. t Tinke u Hofmann. 405,00
Hambg. Paketfahrt 130,50 Ludwig Loewe u. Oo. 280 00
Hambg.-Südamerika 244 00 Lothringer Hütte 2Hansa Dampfsechitt 376.50 Mannesmannröhren 265.50

Nordd. Lloyd c 00 n P eerschl. Pisenb.Bank ar n 372 do. Laro Heg. 773Berl. Handelsges. e 0 do. Kokswerke 24060
Comm u. Diskontobank 138.00 147733 u Koppel 807.70
Darmetädter Bank 128.75 korix Nerge- v
Dess. Landesbank 110. hein. Metall-Vorz-274 00 Rhein Stahlwaren 240,P tig Riebeck. Montanreiner i o BPombaechgr en 4Gredit-Anst. Leipzig 144. er 2 28030Mitteld. Kreditbank 133. Sang erEPriyat-Bank er u 2285Vationalbank 130.75 s r r n. 163Oesterr. Kredit i a kert m oe etIndustrie- Aktien Stettiner Vulkan 240.0Sehultheiss- Brauerei 262. Stollberger Zinkh. 266
Akt. Apijlin 27 Strais. SpielkartenAllgem. Blektr.-Ges. 255.,25 Terra“, Samen-A.- G. 280Ammendorfer Papierf. 555 00 J hale-EHisenhütte 339.00
Anhalter Kohlenw. 238 25 Triptis- Akt. Ges. 213 50
Annaberger Steingut 275, Türkische Tabakregie 1I00,
Badische Anilin 449. Ver. Köln-Rottweiler 250Bergmann Elekt. Akt. 214.75 Glianzatotf Kivert.Berl. Maseb. Bau 337.75 Wegelin u. Rübner I17120
Bismarckhütte 290, Wersohb.- Welssent. Br.
Bochumer Gubstahl 229.75 W Alxali 32Chem. Fabrik Buckan Virrenet Zuöbetan

Chem. v. Heyden 3 0.00 Zeitz2er Mason. 526,Gonsolidation Schalko 39450 ldhot 355Cröllwitzer Papierfabr. l ger 527.60heimior Mioter 2273 Otavi-Minen
eutsch-uxemburg 238.5Deutsche ebervee 741.50 Tendena: fest

Valuta

Januar 3 s s 7Kopenhagen 1080 11,20 11,20 1110 108Stockholm. 5950 1660 975 5Zürich 1140 1u900 1i40 11,00 111Amſterdam 535 5,10 5, 55 522Wien 380,00 385,00 23605,00 407,00 407,00
Hauvtſchriſtleiter Helmut Böttcher.Verantworiſ ſich ſür Volitif Helmut Böttcher kür volitiſche Nachrichten, Voll

wirtſcho und Svort: Hans Heiling: für den geſamten ſtörigen redaktionelles
Teil t. B. Srich Sellheim.Anzetgenteil: Paul Kerſten ſämtlich in Halle a. S.

Otto Thiele. Buch und Kunſtdruckeret, Verlag der Haſſeſchen Zeitung, Halle a
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